
Diskussion über den Steinheimer Haushalt 2015 

D
as Bündnis „Gesundes Kranken-
haus – für Patienten und Personal“
kritisiert die aus ihrer Sicht knappe

Personalausstattung in den Krankenhäu-
sern in Marbach und im Landkreis Lud-
wigsburg. Das könne zu folgenschweren
Versorgungslücken führen. Wie der Vorfall
in der Nacht vom 23. Januar im Kranken-
haus Marbach zeige (wir berichteten),
könnten auch kurzzeitige personelle Eng-
pässe zu kritischen Situationen, wie einem 
nicht erkannten Sauerstoffmangel, führen.
Gegen die Zustände will das Bündnis mit 
einer öffentlichen Kundgebung, kombi-
niert mit einer Flashmob-Aktion, am Mon-
tag, 2.  März, um 17 Uhr auf dem Bahnhofs-
vorplatz in Marbach protestieren. 

In dem Bündnis sind die Katholische
Arbeitnehmerbewegung (KAB) und die Ge-
werkschaft Ver.di zusammengeschlossen. 
Der Ver.di-Gewerkschaftssekretär Marc
Kappler kritisiert in einer Pressemittei-
lung die ausgedünnte Personalbesetzung: 
„Wenn nur eine Pflegekraft in der Nacht
ganz alleine für einen Bereich zuständig ist,
dann darf kein Notfall eintreten.“ Darüber
hinaus lägen dem Bündnis Berichte aus
mehreren Bereichen der Kliniken Lud-
wigsburg-Bietigheim vor, in denen es zeit-
weise sogar zu einer Besetzung mit nur 
einer Pflegekraft für zwei komplette Statio-
nen in der Nacht gekommen sein soll. 

Ähnliche Auskünfte hat Anita Gnann-
Hass bekommen. Sie hatte unsere Zeitung
auf den Vorfall im Januar aufmerksam ge-
macht. „Mir hat eine Schwester mitgeteilt,
dass nach Mitternacht oft eine Kraft allein
auf der Station wäre.“ Das hatte die Regio-
nale Kliniken Holding (RKH ) unserer Zei-
tung anders beschrieben und von zwei
Nachtschwestern auf der betreffenden,
großen Station berichtet, von denen eine
als Springerin die Einlieferung mitbetreue.

„Anlässlich dieses fahrlässigen Zustan-
des halten wir es für dringend notwendig,
eine bessere Versorgung in der Nacht ein-
zufordern“, so Ev Kurfeß, die Regionalse-
kretärin der Katholischen Arbeitnehmer-
Bewegung (KAB) im Bezirk Enz-Neckar. 

Um die Versorgung der Patienten ge-
währleisten zu können, fordern die Be-
schäftigten der Krankenhäuser schon lan-
ge, dass eine gesetzliche Personalbemes-
sung wieder eingeführt werden muss, teilt
das Bündnis im Pressetext weiter mit.

Marbach Reaktion auf den Bericht 
über Vorfall in einer Nachtwache. 
Von Oliver von Schaewen

Demonstration 
gegen Zustände
im Krankenhaus

Bühne frei für heiße Debatte 

W
er in die Mäulesmühle geht, wird bei
Hannes und dem Bürgermeister einen
Abend lang bestens unterhalten. Das

Ganze hat aber auch seinen Preis. Für die Eintritts-
karten sind pro Person 35 Euro fällig. Im Stein-
heimer Gemeinderat können sich die Zuhörer bis-
weilen ebenfalls einen Abend lang unterhalten las-
sen. Beispielsweise, wenn über die Anträge zum
Haushalt abgestimmt wird wie am Dienstag. Das ist
gratis. Ob die Unterhaltung auch so gut war, muss je-
der für sich entscheiden. 

Ein paar tapfere Bürger haben die dreieinhalb-
stündige Debatte jedenfalls mitverfolgt. Dabei ha-
ben sie 54 Anträge vorgestellt bekommen und fast
ebenso viele Diskussionen gehört. Was im Vergleich
zu den Vorjahren fast schon wenig ist. Mehr als
100 Anträge waren es 2013, immerhin 81 vor einem
Jahr. Schneller ist es deshalb aber nicht gegangen.
Und weniger hitzig war es auch nicht.

Schon gar nicht der Schlusspunkt. SPD-Rat Ro-
land Heck brachte das in der vorvergangenen Sit-
zung bereits abgelehnte Elektroauto (wir berichte-
ten) erneut aufs Tapet. Zur Erinnerung: Der Vor-
schlag des Bürgermeisters Thomas Rosner, ein sol-
ches Fahrzeug anzuschaffen, war vom Gremium ab-
gelehnt worden. Stattdessen sollte als Ersatzfahr-

zeug für das in die Jahre gekommene Auto des Voll-
zugsdienstes ein „ganz normales“ angeschafft wer-
den. „Da haben wir gar keinen Beschluss gefasst, das
ist gar nicht im Haushalt“, monierte Heck. „Das 
Auto ist bestellt“, antwortete der Bürgermeister
Thomas Rosner. 

Licht ins Dunkel brachten die Freien Wähler mit
dem Protokoll der zurückliegenden Sitzung. Dem-
nach hat es den Beschluss, ein Auto anzuschaffen, 
gegeben. Da dies aber in die Phase des Haushalt-
plan-Entwurfs gefallen sei, sei der Posten noch
nicht im Plan enthalten, informierte der Kämmerer
Martin Pauleit auf Nachfrage. Er werde ihn entwe-
der aufnehmen oder die Kosten überplanmäßig ver-
buchen. 

Die Debatte über das Elektroauto heizte aber
auch Manfred Waters (CDU) in der Sitzung noch-
mals an. Mit der Entscheidung, ein Fahrzeug mit
Verbrennungsmotor anzuschaffen, sei man richtig
gelegen, betonte er. Erst kürzlich habe der Bosch-
Chef Volkmar Denner erklärt, dass die Technik in
Sachen Elektroauto noch gar nicht so weit sei. „Es
geht ja nur darum, mir eines reinzuwürgen“, so die 
Replik von Bürgermeister Thomas Rosner, der da-
mit die Vorstellung beendete. Pardon. Die Debatte. 
Dann fiel der Vorhang. 

Steinheim Die Stadträte haben am Dienstagabend lange über 
54 Anträge und ein E-Auto beraten. Von Sandra Brock

Stellen

Wirtschaftsförderer 
könnte kommen
Schon im vergangenen Jahr hatten die 
Freien Wähler beantragt, 50 000 Euro für
eine halbe Stelle eines Wirtschaftsförderers
im Haushalt vorzusehen. Damals hatte
man das Thema aufgeschoben. Es soll jetzt
am 14. April im Verwaltungsausschuss be-
handelt werden. Die Verwaltung schlug zu-
dem vor, den Planansatz auf 30 000 Euro
zu reduzieren, das reiche aus. Die Räte 
stimmten zu. Uwe Löder (CDU) regte an,
dass sich die Verwaltung bis zur April-Sit-
zung schlaumacht, wie andere Kommunen 
das Thema Wirtschaftsförderung angehen.

Ebenfalls im Verwaltungsausschuss soll
über das Energiemanagement für die Lie-
genschaften der Stadt gesprochen werden.
Sowohl die SPD als auch die Grünen hatten
entsprechende Anträge gestellt. Mit der 
bisherigen „schnell zusammengeschuster-
ten Stellenbeschreibung,“ zeigte sich Grü-
nen-Rat Rainer Breimaier nicht einver-
standen. 

Das dürfte er auch nicht mit der Ent-
scheidung in Sachen Schulsozialarbeit sein. 
Die Grünen hatten wie im vergangenen
Jahr eine weitere halbe Stelle gefordert –
sie wurde mehrheitlich abgelehnt. sl

Bebauungsplan muss warten, Wohngebiet nicht

D
er Bebauungsplan Grafenäcker ent-
spricht nicht den Vorgaben der Re-
gion, das wurde spätestens klar, als

im vergangenen Sommer die Diskussion
über die Kaufland-Erweiterung aufflamm-
te. Sowohl die Freien Wähler als auch die
SPD hatten deshalb in ihren Haushaltsre-
den den Antrag gestellt, den Bebauungs-
plan zu ändern. 

Bauamtsleiter Christoph Beyer erläu-
terte jedoch, dass man damit besser noch 
ein Jahr zuwarten sollte, denn unter ande-
rem resultierend aus dem Stadtentwick-
lungskonzept möchte die Stadt ein Einzel-
handels- und Zentrenkonzept erstellen.
Dabei handelt es sich um eine Art Rahmen-
plan, der dann dem Bebauungsplan zu-
grunde gelegt werden soll. Beyer: „Es ist
völlig unstrittig, dass wir den Bebauungs-
plan ändern.“ Aber erst, wenn die Einzel-
handelsliste stehe. Dazu soll es unter ande-
rem noch Gespräche mit den Einzelhänd-
lern geben. Timo Renz (Freie Wähler) legte
in der Sitzung Wert darauf, „dass das so
festgehalten wird, dass das Bauamt keine 
Notwendigkeit sieht, den Plan jetzt zu än-
dern. Ich möchte so etwas wie im vergange-
nen Jahr vermeiden.“ Zur Erinnerung: Die

Erweiterung von Kaufland war zunächst 
als Umbau durchgewunken worden.

Die Umgestaltung des Mittelschlosses in
Kleinbottwar streichen und damit 25 000 
Euro einsparen, das hatte die SPD vorge-
schlagen. Mit diesem Antrag scheiterten
die Sozialdemokraten. Manfred Waters
(CDU) plädierte dafür, die Summe im
Haushalt zu belassen und betonte in der
Sitzung, dass das Mittelschloss „planerisch
angegangen werden muss“. Regina Traub
(SPD) findet es „schon in Ordnung, dass wir
viel machen sollen. Aber wir können nicht
alles auf einmal. Die Priorität Mittelschloss
ist nicht ganz so weit oben.“

Ebenfalls abgelehnt wurde der Antrag
der Grünen, die 20 000 Euro für die Pla-
nung des künftigen Wohngebiets Scheiben-
äcker in Kleinbottwar zu streichen. Ein Ja
gab es für den Vorschlag der CDU, vielmehr
30 000 Euro mehr einzustellen, um das Ge-
biet voranzutreiben. „Das Stadtentwick-
lungskonzept ist unser Programm für
2030“, betonte Rainer Breimaier (Grüne).
Hierbei genieße die innerkommunale Ent-
wicklung erste Priorität. „Bevor wir etwas
auf der grünen Wiese machen, müssen wir
erst einmal innerorts verdichten.“

Manfred Waters argumentierte in die
andere Richtung: „Das Wohngebiet Schei-
benäcker ist seit 1972 geplant. Aktuell
brauchen wir dringend Bauplätze, um den
Bedarf zu erfüllen.“ Der Bürgermeister
Thomas Rosner plädierte dafür, „das eine
zu tun und das andere nicht zu lassen“. In-
nenentwicklung sei wichtig, aber sehr 
schwer umzusetzen. Er gab zudem zu be-
denken, dass man gerade in Kleinbottwar
„eine satte Summe in ein Kinderhaus“ in-
vestiere – Bauplätze da also ganz gut passen
würden. 

Ein Okay gab es für den Antrag der SPD,
zusätzliche 120 000 Euro für den Rahmen-

plan Murrer Straße und den ersten Bauab-
schnitt Bahnhofsvorplatz einzustellen. Re-
gina Traub: „Jetzt haben wir dort mit dem
Kreisverkehr angefangen, jetzt sollten wir
die Ecke voll sauber bekommen.“

Apropos Bahnhof: Die alte Lok ist eben-
falls Thema im Haushalt für das Jahr 2015.
Mehrheitlich haben die Räte ihre Zustim-
mung für 65 000 Euro für die Sanierung der
Lok und 100 000 Euro für die Überdachung
des Entenmörders gegeben – jeweils mit
Sperrvermerk. Zunächst muss nämlich da-
rüber entschieden werden, ob die Lok
überhaupt in der Urmenschstadt bleibt
oder nicht.

Städteplanung Nach der Fertigstellung des Kreisels soll auch am 
Bahnhofsvorplatz etwas geschehen. Von Sandra Brock

Neue Uniformen für den 
kompletten Spielmannszug

D
ie SPD hatte die vorläufige Strei-
chung des Heizkesseltauschs im
Feuerwehrgerätehaus beantragt.

Die CDU plädierte lediglich für einen 
Sperrvermerk – und fand damit eine Mehr-
heit. Der Kämmerer Martin Pauleit erläu-
terte die Details: „Noch läuft die Heizung“, 
erklärte er. „So etwas fällt aber in der Regel
dann aus, wenn man es braucht. Also im
Winter.“ 

Der Heizkesseltausch hänge auch mit
den Deckenstrahlern in der Fahrzeughalle 
zusammen. Sie werden benötigt, um zu ge-
währleisten, dass das Löschwasser nicht
einfriert. Von den drei Strahlern ist schon
einer kaputt. „Wenn noch einer ausfällt, ha-
ben wir ein Problem.“ Es würde Sinn erge-
ben, in dem Zuge dann auch die Heizung zu
richten. 

Ebenfalls für einen Sperrvermerk plä-
dierten die Räte im Falle der Kleinbottwa-
rer Feuerwehr. Hier hatte die CDU bean-

tragt, den Sanitärbereich im Gerätehaus
umzubauen und 15 000 Euro mehr im
Haushalt zu veranschlagen, damit für weib-
liche Feuerwehrleute Duschen und Um-
kleidemöglichkeiten gebaut werden kön-
nen. Zwar gibt es noch keine Damen bei der
Kleinbottwarer Wehr. „Wir wollen aber
nicht erst tätig werden, wenn es überall
brennt“, betonte Manfred Waters (CDU).
Zudem soll künftig auch gezielt um Feuer-
wehr-Nachwuchs geworben werden, kün-
digte Waters an. 

Jedenfalls dürfen sich künftige und be-
reits aktive Feuerwehrleute auf neue Uni-
formen freuen. Insgesamt geht es auf drei
Jahre verteilt um rund 36 000 Euro. Das
Gremium sprach sich dafür aus, in diesem
Jahr 12 000 Euro bereit zu stellen, sodass
heuer der ganze Spielmannszug ausgestat-
tet werden kann, wie der Steinheimer
Feuerwehrkommandant Martin Schäffer
erläuterte.

Feuerwehr Die Heizung im Gerätehaus sowie der Umbau in 
Kleinbottwar erhalten Sperrvermerke. Von Sandra Brock

Sonstiges

Mediator für die 
Verwaltung
Mit deutlicher Mehrheit haben die Räte da-
für votiert, den Posten „Fortbildungskos-
ten“ um 2000 Euro zu erhöhen. Grund ist
ein Antrag, nach dem eine Mediation für
die städtischen Führungskräfte gefordert
wird. „Es ist offensichtlich, dass die Kom-
munikation zwischen den Amtsleitern
nicht konfliktfrei ist“, erklärte SPD-Rätin
Regina Traub. Ein Mediator könnte helfen,
findet sie. 

Das sehen die meisten Räte genauso.
Rainer Breimaier (Grüne) meinte etwa,
dass man „vom Grundsatz her auch den
Bürgermeister mit einbeziehen sollte. Da
läuft etwas suboptimal, das pfeifen die
Spatzen von den Dächern.“ Ebenso Man-
fred Waters: Ein Mediator wäre wichtig
und richtig. „Es ist wichtig, dass die Zusam-
menarbeit funktioniert und dass das Knir-
schen weg ist.“

Mit den 2000 Euro wird man allerdings
nicht allzu weit kommen, war man sich im 
Gremium einig. Die Hoffnung ruht darauf,
dass der eigentliche Ansatz für Fortbil-
dungskosten der städtischen Mitarbeiter – 
30 000 Euro – nicht vollständig ausge-
schöpft wird. sl D

er CDU-Abgeordnete Manfred
Hollenbach wird nach zehn Jahren
im Landtag nicht mehr kandidie-

ren. Das hat der Politiker den Vertretern
der CDU-Ortsverbände im Wahlkreis Bie-
tigheim-Bissingen bei einem Treffen in
Murr erklärt. Hollen-
bach informierte ges-
tern die Öffentlichkeit
mit einer Pressemit-
teilung über seinen
Schritt.

Er habe sich inten-
siv mit der Frage be-
schäftigt, ob er sich
nochmals der Wahl
stellen solle, erklärt
der derzeitige Abgeordnete des Wahlkrei-
ses. Obwohl er sehr gerne Vertreter der
Bürger im Landtag sei, habe er sich ent-
schlossen, bei der nächsten Wahl nicht wie-
der anzutreten. Nach dann mehr als zehn
Jahren im Landtag und dem Blick auf sei-
nen Geburtstag – er wird im Januar nächs-
ten Jahres 70 Jahre alt – sei er zu der Über-
zeugung gekommen, es sei gut, der Partei 
und den Wählern Gelegenheit zu geben, an-
deren Personen den Auftrag und die Ver-
antwortung zu übertragen.

Der Großbottwarer CDU-Ortsvorsit-
zende Andreas Strohm erklärte bei dem 
Treffen in Murr, dass er aus beruflichen
Gründen weder als Zweit- noch als Erst-
kandidat zur Verfügung stehe, so Hollen-
bach in der Pressemitteilung. Strohm war
sowohl bei der Landtagswahl 2006 wie
auch 2011 Zweitkandidat von Hollenbach. 

Durch Hollenbachs Verzicht haben die
CDU-Ortsverbände die auf den 17. April 
terminierte Nominierungsversammlung in
Besigheim verschoben. Sie soll laut dem 
CDU-Kreisvorsitzenden Rainer Wieland
voraussichtlich am 19. Juni stattfinden.

Hollenbach tritt 
nicht mehr an
Murr/Stuttgart Landtagsabgeord-
neter verzichtet auf Kandidatur. 
Von Oliver von Schaewen

M. Hollenbach
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Für die Sanierung der Lok ist Geld eingestellt – aber mit Sperrvermerk. Foto: Archiv (Brock)
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